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1 Begründungsloser Verzicht auf den Future-Service  

Begründungsloser Verzicht auf den Future-Service 
 
Das BMF hat mit Schreiben vom 14.08.20121 zur ertragsteuerlichen Behandlung des 
Verzichts eines Gesellschafter-Geschäftsführers auf eine Versorgungszusage gegenüber 
seiner Kapitalgesellschaft Stellung genommen. 
 
Diese Versorgungszusage stellt einen Teil der Gesamtbezüge dar. Im Laufe der Zeit 
können sich jedoch Gründe ergeben, in denen eine Anpassung der Versorgungszusage 
sinnvoll bzw. erforderlich ist, z. B.  
 

• Verbesserung der Eigenkapitalquote zur günstigeren Fremdkapitalbeschaffung 
oder zur Akquisition von Investoren, 

• Planung der Unternehmensnachfolge bzw. Unternehmensverkauf. Dies gelingt 
einfacher, wenn ein Unternehmen nicht durch Pensionsverpflichtungen belastet 
ist. 

• Oft gilt es aber, eine in guten Jahren erteilte und oft üppig ausgestattete Versor-
gungszusage auf die tatsächliche Leistungsfähigkeit des Unternehmens abzu-
stimmen, zur Vermeidung einer steuerschädlichen Überversorgung2 oder Ab-
wehr einer drohenden Überschuldung. 
 

Das FinMin NRW3 sah in der Reduzierung eines Teils einer Versorgungsanwartschaft 
stets auch einen Verzicht auf einen bereits erdienten Anspruch. Es kam so zu dem 
Ergebnis, dass sich hieraus eine verdeckte Einlage ergibt, die zu einem fiktiven Lohn-
zufluss beim Gesellschafter-Geschäftsführer führt. Erst die bundeseinheitlich abge-
stimmte Verfügung der OFD Niedersachsen4 brachte etwas Klarheit in die steuerliche 
Behandlung. Die OFD ging im Grundsatz auch von einer verdeckten Einlage aus, die 
jedoch im Regelfall bei einer versicherungsmathematisch abgestimmten 
Verzichtsvereinbarung zu einer Einlage mit dem Wert Null führt. 
 
Das BMF-Schreiben vom 14.08.2012 beschreitet einen anderen Weg und stellt klar, dass 
der Verzicht auf einen bereits erdienten Anspruch (Past-Service) stets zu einer verdeck-
ten Einlage führt, und zwar in Höhe des bis zum Verzichtszeitpunkt bereits erdienten 
Anteils des Versorgungsanspruchs5. Bei einem teilweisen Verzicht ist eine verdeckte 
Einlage insoweit anzunehmen, als der Barwert der bis zu dem Verzichtszeitpunkt be-
reits erdienten Versorgungsleistungen des Gesellschafter-Geschäftsführers den Barwert 
der nach dem Teilverzicht noch verbleibenden Versorgungsleistungen übersteigt. 
 
Sofern nur auf künftig zu erdienende Anwartschaften (Future-Service) verzichtet wird, 
ergibt sich keine verdeckte Einlage. Zur Ermittlung des Past- und Future-Service lässt 
das BMF zwei mathematische Verfahren zu6, die sich höchst unterschiedlich auf die 
Steuer- und Handelsbilanz und auf die Ausgestaltung der Zusage auswirken. Aus diesem 
Grund ist es empfehlenswert, beide zu nutzen und dann im Rahmen eines Günstiger-
vergleiches abzuwägen, welches die Vorstellungen des Mandanten am ehesten erfüllt. 
 
Fazit 

                                                      
1 BMF, 14.08.2012 IV C 2 - S 2743/10/10001 
2 BMF, 03-11-2004 IV B 2 – S 2176 13/04 
3 Erlass FinMin NRW, 17.12.2009 – S 2743 - 10 - V B 4 
4
OFD Niedersachsen 15.06.2011 2742 - 202 - St 242 

5 BMF, 14.8.2012, IV C 2 - S 2743/10/10001, Randziffer 2 
6 BMF, 14.8.2012, IV C 2 - S 2743/10/10001, Randziffern 3 und 4 

Quellen siehe Anhang 
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Das BMF-Schreiben vom 14.08.2012 erlaubt, unabhängig vom Durchführungsweg, nun 
erforderliche Restrukturierungsmaßnahmen bei Versorgungszusagen von Gesell-
schafter-Geschäftsführern durchzuführen.  
 
Die Anpassung der Versorgungszusage ist im Rahmen einer einvernehmlichen Änder-
ungsvereinbarung schriftlich festzuhalten. Der Eingriff in den Future-Service muss klar 
und eindeutig dokumentiert sein. Die Herabsetzung muss von einem steuerlichen 
Betriebsprüfer sowohl hinsichtlich der Methodik als auch hinsichtlich ihrer materiellen 
Auswirkungen eindeutig nachvollzogen werden können. Zu diesem Zweck ist es ratsam, 
diese gutachterlich erstellen zu lassen und der Änderungsvereinbarung beizufügen. 
 
Im Durchführungsweg der Pensionszusage wirkt sich die technische Umsetzung in der 
Steuer- und Handelsbilanz aus. Teile der Rückstellungen sind Gewinn erhöhend aufzu-
lösen. Verfügt das betroffene Unternehmen über kein entsprechendes Verlustvolumen, 
so kann es zu einer zusätzlichen steuerlichen Belastung kommen. 

 
Wirkung auf die Steuerbilanz 

 
Beispiel: Altersrente 70 % des versorgungsfähigen Entgeltbetrages (120.000 €), 
 Invalidenrente 100 % und Hinterbliebenenrente 60 % der Altersrente, 
 laufende Leistungen werden mit 3 % p.a. dynamisiert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Versorgungszusage würde bei unverändertem Bestehen zu einer Rückstellung in 
Höhe von 1,3 Mio. € führen. Der Barwert der Versorgungsanwartschaft beträgt zum 
Stichtag der Umstellung 497.452 €. Bis auf diesen Betrag kann die Versorgungszusage 
angepasst werden, ohne dass eine verdeckte Einlage entsteht. Die neugefasste Zusage 
führt am Ende zu einer Gesamtrückstellung in Höhe dieses Betrages. 
 
 
Anhang 
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BETREFF  Verzicht des Gesellschafter-Geschäftsführers einer Kapitalgesellschaft auf eine 

Pensionsanwartschaft als verdeckte Einlage (§ 8 Absatz 3 Satz 3 KStG); 
  Verzicht auf künftig noch zu erdienende Pensionsanwartschaften (sog. Future Service) 

   GZ  IV C 2 - S 2743/10/10001 :001 
DOK  2012/0652306 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf die Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur 
ertragsteuerlichen Behandlung des Verzichts eines Gesellschafter-Geschäftsführers auf eine 
Pensionsanwartschaft gegenüber seiner Kapitalgesellschaft Folgendes: 
 
1 Nach dem BFH-Beschluss vom 9. Juni 1997 (GrS 1/94 - BStBl 1998 II Seite 307) 

führt der durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasste Verzicht eines Gesellschafter-
Geschäftsführers auf eine werthaltige Forderung gegenüber seiner Kapitalgesellschaft 
zu einer verdeckten Einlage nach § 8 Absatz 3 Satz 3 KStG in die Kapitalgesellschaft 
und zu einem Zufluss von Einnahmen beim Gesellschafter-Geschäftsführer. Diese 
Grundsätze gelten auch bei einem Verzicht des Gesellschafter-Geschäftsführers auf 
eine Pensionsanwartschaft. Für die Bewertung der verdeckten Einlage ist dabei nach 
dem BFH-Urteil vom 15. Oktober 1997 (I R 58/93 - BStBl 1998 II Seite 305) auf den 
Teilwert der Pensionsanwartschaft des Gesellschafter-Geschäftsführers abzustellen 
und nicht auf den gemäß § 6a EStG ermittelten Teilwert der Pensionsverbindlichkeit 
der Kapitalgesellschaft. Der Teilwert ist dabei unter Beachtung der allgemeinen 
Teilwertermittlungsgrundsätze im Zweifel nach den Wiederbeschaffungskosten zu 
ermitteln. Demnach kommt es darauf an, welchen Betrag der Versorgungsberechtigte 



 
Seite 2  zu dem Zeitpunkt des Verzichtes hätte aufwenden müssen, um eine gleich hohe 

Pensionsanwartschaft gegen einen vergleichbaren Schuldner zu erwerben. Dabei kann 
die Bonität des Forderungsschuldners berücksichtigt werden. Außerdem kann von 
Bedeutung sein, ob die Pension unverfallbar ist oder ob sie voraussetzt, dass der 
Berechtigte bis zum Pensionsfall für den Verpflichteten nichtselbständig tätig ist 
(BFH-Urteil vom 15. Oktober 1997 - I R 58/93 - BStBl 1998 II Seite 305). 

 
2 Im Falle des vollständigen Verzichts auf eine Pensionsanwartschaft vor Eintritt des 

Versorgungsfalls liegt eine verdeckte Einlage in Höhe des bis zum Verzichtszeitpunkt 
bereits erdienten Anteils des Versorgungsanspruches vor. Bei einem teilweisen 
Verzicht ist eine verdeckte Einlage insoweit anzunehmen, als der Barwert der bis zu 
dem Verzichtszeitpunkt bereits erdienten Versorgungsleistungen des Gesellschafter-
Geschäftsführers den Barwert der nach dem Teilverzicht noch verbleibenden 
Versorgungsleistungen übersteigt. Dies gilt unabhängig davon, ob sich die 
Verzichtsvereinbarung der Bezeichnung nach nur auf künftig noch zu erdienende 
Anwartschaften (sog. Future Service) bezieht oder ob es sich dabei um eine durch das 
Gesellschaftsverhältnis veranlasste Änderung einer Pensionszusage handelt, die mit 
einer Reduzierung der bisher zugesagten Versorgungsleistungen verbunden ist. 

 
3 Es wird nicht beanstandet, wenn als erdienter Teil der Versorgungsleistungen bei 

einer Leistungszusage an einen beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer der 
Teilanspruch aus den bisher zugesagten Versorgungsleistungen angesetzt wird, der 
dem Verhältnis der ab Erteilung der Pensionszusage bis zum Verzichtszeitpunkt 
abgeleisteten Dienstzeit (s) einerseits und der ab Erteilung der Pensionszusage bis zu 
der in der Pensionszusage vorgesehenen festen Altersgrenze (t) andererseits entspricht 
(zeitanteilig erdienter Anwartschaftsbarwert ab Pensionszusage - s/t). Bei einem nicht 
beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer ist insoweit nicht auf den Zeitpunkt 
der (erstmaligen) Erteilung einer Pensionszusage, sondern auf den Beginn des 
Dienstverhältnisses abzustellen (sog. m/n-Anwartschaftsbarwert). 
 
Beispiel: 
- Beherrschender Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH, geb. 1. Januar 1960 
- Diensteintritt in die GmbH am 1. Januar 1986 
- Zusage am 1. Januar 1996 einer Alters- und Invalidenrente über 3.000 €/monatlich 
- Pensionseintritt mit Vollendung des 66. Lebensjahres 
- Herabsetzung der Versorgungsanwartschaft am 1. Januar 2011 

auf 1.500 €/monatlich 



 
Seite 3  Lösung: 

Ermittlung des erdienten Anteils der Versorgungsleistungen zum Zeitpunkt der 
Herabsetzung: 
Quotient nach Rz. 3: tatsächlich geleistete Dienstjahre ab Zusageerteilung (da 
beherrschend) / maximal mögliche Dienstjahre ab Zusageerteilung = 15/30 = 0,5 
Erdienter Anteil zum 1. Januar 2011: 1.500 €/monatlich 

 
Ergebnis: 
Da die nach Herabsetzung noch verbleibenden Versorgungsleistungen genau dem 
bereits erdienten Anteil entsprechen, beträgt der Wert der verdeckten Einlage nach 
§ 8 Absatz 3 Satz 3 KStG 0 €. 

 
4 Bei der Berechnung des Barwerts der bis zum Verzichtszeitpunkt erdienten sowie des 

Barwerts der danach herabgesetzten Pensionsanwartschaft sind die gleichen, im 
Verzichtszeitpunkt anerkannten Rechnungsgrundlagen und anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik anzuwenden. Es wird dabei für den Barwertvergleich nicht 
beanstandet, wenn die Rechnungsgrundlagen verwendet werden, die am 
vorangegangenen Bilanzstichtag der steuerlichen Bewertung der Pensionsverpflichtung 
zugrunde lagen. 

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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BETREFF  Zusagen auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung; 
  Bilanzsteuerrechtliche Berücksichtigung von überdurchschnittlich hohen 

Versorgungsanwartschaften (Überversorgung) 

GZ  IV B 2 - S 2176 - 13/04 (bei Antwort bitte angeben) 
  

Zur Frage der bilanzsteuerrechtlichen Berücksichtigung von überdurchschnittlich hohen 

Zusagen auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nehme ich nach Abstimmung mit 

den obersten Finanzbehörden der Länder wie folgt Stellung: 

 

I. Grundsatz 
 

1  Überdurchschnittlich hohe Versorgungszusagen sind steuerrechtlich grundsätzlich 
anzuerkennen, soweit die Zusagen betrieblich veranlasst sind und arbeitsrechtlich keine 
Reduzierung der Versorgungszusagen aufgrund planwidriger Überversorgung möglich ist 
(vgl. u. a. Urteile des Bundesarbeitsgerichtes vom 9. Juli 1985, BB 1986 S. 1088 und 
28. Juli 1998, DB 1999 S. 389). 
 

II. Versorgungszusagen über Direktversicherungen, Pensionskassen und Pensionsfonds  
 

2 Der Betriebsausgabenabzug von Beiträgen an Direktversicherungen, Pensionskassen und 
Pensionsfonds ergibt sich aus den §§ 4 Abs. 4, 4c und 4e des Einkommensteuergesetzes 
(EStG). Das gilt auch für überdurchschnittlich hohe Versorgungszusagen. Weitere 
Beschränkungen bestehen - vorbehaltlich Randnummer 21 - grundsätzlich nicht.  
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III. Zuwendungen an Unterstützungskassen und Direktzusagen (Pensionszusagen) 
 

3 Zuwendungen an Unterstützungskassen für Leistungsanwärter können nach § 4d Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 Satz 1 Buchstabe b Satz 1 EStG nur nach den Verhältnissen am Schluss des 
Wirtschaftsjahres der Zuwendungen als Betriebsausgaben abgezogen werden. Ände-
rungen, die erst nach dem Bilanzstichtag wirksam werden, sind nur zu berücksichtigen, 
wenn sie am Bilanzstichtag bereits feststehen (R 27a Abs. 4 Satz 8 Einkommensteuer-
richtlinien – EStR). Liegen die Voraussetzungen einer rückgedeckten Unterstützungs-
kasse im Sinne von § 4d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 Buchstabe c EStG vor, sind 
hinsichtlich der Zuwendungen für Leistungsanwärter oder Leistungsempfänger ebenfalls 
die Verhältnisse am Schluss des Wirtschaftsjahres maßgebend. 
 

4  Nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG können bei der Teilwertberechnung von 

Versorgungsverpflichtungen gegenüber Pensionsberechtigten, deren Dienstverhältnis 

noch nicht beendet ist, Erhöhungen oder Verminderungen der Pensionsleistungen nach 

dem Schluss des Wirtschaftsjahres, die hinsichtlich des Zeitpunkts ihres Wirksam-

werdens oder ihres Umfangs ungewiss sind, bei der Berechnung des Barwerts der 

künftigen Pensionsleistungen und der Jahresbeträge erst berücksichtigt werden, wenn sie 

eingetreten sind. Entsprechendes gilt beim Ansatz des Barwertes der künftigen 

Pensionsleistungen am Schluss des Wirtschaftsjahres nach Beendigung des Dienst-

verhältnisses unter Aufrechterhaltung der Pensionsanwartschaft oder nach Eintritt des 

Versorgungsfalles (§ 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 zweiter Teilsatz EStG). 

 

5 Versorgungszusagen, die über die üblicherweise durch Betriebsrenten abgedeckten 
Einkommensausfälle hinaus gehen und entgegen den in den Randnummern 3 und 4 
genannten Regelungen künftige Einkommens- und Lohnentwicklungen vorwegnehmen, 
können steuerlich nur berücksichtigt werden, soweit sie im Verhältnis zum letzten 
Aktivlohn angemessen sind (vgl. Urteile des Bundesfinanzhofes - BFH - vom 17. Mai 
1995, BStBl 1996 II S. 420 und vom 31. März 2004, BStBl II S. ■ und S. ■1).  
 

IV. Unzulässige Vorwegnahme künftiger Einkommensentwicklungen durch über-
durchschnittlich hohe betriebliche Versorgungszusagen  
 

6 Die Frage, ob durch überdurchschnittlich hohe Versorgungszusagen künftige 
Einkommens- und Lohnentwicklungen vorweg genommen werden und somit ein Verstoß 
gegen die Regelungen in § 4d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 Buchstabe b und c EStG 

                                                 
1 Die Fundstellen sind von der Redaktion des Bundessteuerblattes nachzutragen. 



 
Seite 3  (Randnummer 3) oder § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG (Randnummer 4) vorliegt, 

richtet sich nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalles. Maßgebend ist, ob unter 
Heranziehung objektiver Merkmale das überdurchschnittlich hohe Versorgungsniveau 
von vornherein beabsichtigt wurde oder eine Vorwegnahme künftiger Einkommens- und 
Lohnentwicklungen anzunehmen ist. Bei laufenden und ausfinanzierten Rentenleistungen 
kommt eine Vorwegnahme künftiger Lohnentwicklungen regelmäßig nicht in Betracht. 
 
1. 75 %-Grenze im Sinne der BFH-Rechtsprechung  

 
7 Von einer möglichen Vorwegnahme künftiger Einkommensentwicklungen kann 

regelmäßig ausgegangen werden, wenn die sog. 75 %-Grenze im Sinne der BFH-
Urteile vom 17. Mai 1995 und 31. März 2004 (a. a. O.) überschritten wird. Danach 
kann eine Vorwegnahme künftiger Einkommenstrends anzunehmen sein, soweit die 
insgesamt zugesagten Leistungen der betrieblichen Altersversorgung (Direktzusage, 
Direktversicherung, Pensionskasse, Unterstützungskasse und Pensionsfonds) 
zusammen mit einer zu erwartenden Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
höher sind als 75 % der Bezüge des Versorgungsberechtigten. Dabei ist es 
unerheblich, ob der Versorgungsverpflichtete für die Verpflichtung eine 
Rückdeckungsversicherung abgeschlossen oder die Ansprüche aus der 
Rückdeckungsversicherung an den Berechtigten verpfändet hat. 
 
Bei der Prüfung der 75 %-Grenze sind folgende Bezugsgrößen maßgebend: 
 
a) Grundsatz 

 
8 Für die Höhe der insgesamt zugesagten Versorgungsleistungen und der Bezüge des 

Berechtigten sind die Verhältnisse am Bilanzstichtag maßgebend. Hat sich zu 
einem späteren Bilanzstichtag der Umfang der Stichtagsbezüge und/oder die Höhe 
der Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung geändert, sind die geänderten 
Bezugsgrößen für diesen Bilanzstichtag zu berücksichtigen. Haben sich 
beispielsweise die laufenden Gehaltsansprüche des Berechtigten gemindert, gilt 
dies mit Ausnahme der in Randnummer 19 genannten Fälle unabhängig davon, 
welche Gründe für die Minderung dieser Ansprüche ausschlaggebend waren. 
 

b) Bezüge des Versorgungsberechtigten 
 

9 Es sind sämtliche Aktivbezüge des Versorgungsberechtigten am Bilanzstichtag zu 
berücksichtigen. Dabei ist es unerheblich, ob die Bezüge zu Rentenleistungen 
führen. Die Aktivbezüge entsprechen dem Arbeitslohn i. S. des § 2 Lohnsteuer-
Durchführungsverordnung (LStDV). 
 



 
Seite 4  10 Ist ein Leistungsanwärter mit unverfallbaren, nicht ausfinanzierten 

Versorgungsansprüchen ausgeschieden, sind die fiktiven Aktivbezüge zugrunde zu 
legen, die der Berechtigte erhalten hätte, wenn er nicht vorzeitig das Unternehmen 
verlassen hätte. 
 

11 Soweit variable Gehaltsbestandteile (z. B. Tantiemen, Boni, Sachzuwendungen) 
einzubeziehen sind, ist der Durchschnitt dieser Bezüge aus den letzten fünf Jahren 
maßgebend. 
 
Beispiel 
Der Versorgungsberechtigte hat in den letzten 6 Jahren folgende Gehälter bezogen: 
 
 1997 1998 1999 2000 2001 2002 

Grundgehalt: 3.000 € 3.100 € 3.300 € 3.300 € 3.400 € 3.450 €

Sonderzuwendungen: 500 € 0 € 1.000 € 900 € 1.500 € 0 €
 
 

 

 
Zu prüfen ist die Zusage im Jahr 2002. 
 
Bei der Prüfung der 75 %-Grenze für 2002 sind als maßgebende Bezüge nicht nur 
das Grundgehalt von 3.450 € zu berücksichtigen, sondern auch der Durchschnitt der 
Sonderzuwendungen der letzten 5 Jahre. Dabei ist es unerheblich, dass der Versor-
gungsberechtigte in 2002 keine Sonderzuwendungen erhalten hat. Der Durchschnitt 
der Sonderzuwendungen beträgt 
 
(0 € + 1.000 € + 900 € + 1.500 € + 0 €) / 5 = 680 €. 
 
Somit ergeben sich für das Jahr 2002 maßgebende Bezüge in Höhe von 
3.450 € + 680 € = 4.130 €. 

 
c)  Zugesagte Versorgungsleistungen  

 
12 Für die Prüfung der 75 %-Grenze sind sämtliche am Bilanzstichtag vertraglich 

zugesagten Altersversorgungsansprüche (Direktzusage, Direktversicherung, Pensi-
onskasse, Unterstützungskasse und Pensionsfonds) des Steuerpflichtigen im 
rechnerischen Pensionsalter (vgl. R 41 Abs. 12 EStR) einschließlich der zu 
erwartenden Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung maßgebend. Fest 
zugesagte Erhöhungen dieser Ansprüche während der Rentenlaufzeit zur Abgeltung 
von Verpflichtungen im Sinne von § 16 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieb-
lichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz - BetrAVG) bleiben dabei außer 
Betracht, soweit die jährlichen Steigerungsraten 3 % nicht übersteigen (BFH-Urteil 



 
Seite 5  I R 79/03 vom 31. März 2004, a. a. O.). Das gilt auch für Leistungen der 

Invaliditäts- und Hinterbliebenenversorgung.  
 

13 Bei Beitragszusagen mit Mindestleistung im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG 
ist auf die Mindestleistung im rechnerischen Pensionsalter abzustellen. 
 

14 Sieht die Versorgungszusage an Stelle von lebenslänglich laufenden Leistungen 
eine einmalige Kapitalleistung vor, gelten 10 % der Kapitalleistung als Jahresbetrag 
einer lebenslänglich laufenden Leistung (analog § 4d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 7 
EStG). 
 

15 Es ist nicht zu beanstanden, wenn die Höhe der zu erwartenden Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung nach dem steuerlichen Näherungsverfahren zur 
Berücksichtigung von Sozialversicherungsrenten bei der Bewertung von 
Pensionsverpflichtungen und bei der Ermittlung der als Betriebsausgaben 
abzugsfähigen Zuwendungen an Unterstützungskassen (BMF-Schreiben vom 
5. Oktober 2001, BStBl I S. 661, mit späteren Änderungen) berechnet wird. 
Unabhängig davon kann im Einzelfall die nachgewiesene Höhe der zu erwartenden 
Sozialversicherungsrente angesetzt werden. 
 

d) Gehaltsabhängige Zusagen und Entgeltumwandlungen 
 

16 Beruht die Versorgungszusage auf gehaltsabhängigen Leistungen, liegt ein Verstoß 
gegen das Stichtagsprinzip nach § 4d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 Buchstabe b und c 
EStG und § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG regelmäßig nicht vor. 
Gehaltsabhängige Versorgungsleistungen in diesem Sinne liegen nur dann vor, 
wenn die zugesagten Leistungen ausschließlich von einem erreichbaren, 
festgelegten Prozentsatz des letzten Aktivlohnes oder des Durchschnittes der letzten 
Aktivbezüge vor Eintritt des Versorgungsfalles abhängen (Endgehaltsplan) oder es 
sich ausschließlich um beitragsorientierte Versorgungszusagen im Sinne von § 1 
Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG handelt.  
 

17 Wurden neben einem gehaltsabhängigen Bestandteil auch Festbetragsleistungen 
zugesagt, sind die auf die gehaltsabhängigen Leistungen entfallenden Bezüge in die 
Ermittlung der 75 %-Grenze einzubeziehen und nachfolgend von dem sich 
ergebenden Betrag abzusetzen. 
 

18 Soweit die Versorgungsleistungen auf Entgeltumwandlungen beruhen, können die 
umgewandelten Entgelte und die diesen entsprechenden Versorgungsleistungen bei 
der Berechnung der 75 %-Grenze - vorbehaltlich der Randnummer 21 - unbe-
rücksichtigt bleiben.  
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Beispiel: 
Der Versorgungsberechtigte V (fremder Arbeitnehmer) erzielt nach den Verhältnis-
sen am Bilanzstichtag folgende jährliche Bezüge: 
 
vereinbartes Festgehalt:       80.000 € 
abzgl. Entgeltumwandlungen über Direktzusage:      5.000 € 
auszuzahlendes Entgelt:         75.000 € 
 
versorgungsfähiges Entgelt („Schattengehalt“):    80.000 € 
 
V hat keine Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Der jährliche 
Versorgungsanspruch des V aus der Direktzusage setzt sich wie folgt zusammen: 
 
a) 60 % des versorgungsfähigen Entgeltes (80.000 €) 
b) 15.000 € 
c) Leistungen aus den Entgeltumwandlungen  
 
Der die gehaltsabhängigen Versorgungsleistungen zu a) betreffende Bestandteil des 
versorgungsfähigen Entgeltes ist in die Ermittlung der 75 %-Grenze einzubeziehen 
und nachfolgend von dem sich ergebenden Betrag (Zwischenergebnis) abzusetzen. 
Die Entgeltumwandlungen zu c) bleiben vollständig unberücksichtigt. Lediglich 
hinsichtlich der Versorgungszusage zu b) kommt eine Vorwegnahme künftiger 
Lohnentwicklungen durch Überversorgung in Betracht. Die maßgebenden 
Bezugsgrößen ermitteln sich wie folgt: 
 
Versorgungsfähiges Entgelt:      80.000 € 
abzgl. Entgeltumwandlungen über die Direktzusage:      5.000 € 
maßgebende Aktivbezüge (§ 2 LStDV):     75.000 €
                              
davon 75 %:        56.250 € 
ab gehaltsabhängiger Bestandteil der Zusage: 60 % x 80.000 €:  48.000 € 
verbleiben:           8.250 € 
 
Festbetragsrente:        15.000 € 
übersteigender Betrag:         6.750 € 
 
Nur hinsichtlich des übersteigenden Betrages kann eine Vorwegnahme künftiger 
Lohnentwicklungen vorliegen. Maßgebend sind die Verhältnisse des Einzelfalles. 
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19 Sinkt oder steigt das Gehaltsniveau aufgrund eines Wechsels des Beschäfti-

gungsgrades, z. B. infolge eines Wechsels von einem Vollzeit- zu einem 
Teilzeitbeschäftigungsverhältnis, ergibt sich in Bezug auf das maßgebende volle 
(fiktive) Gehalt anstelle der 75 %-Grenze folgender prozentualer Grenzwert G: 
 
G = [g x (m1/n)] + [g x (b/100) x (m2/n)]   
 
Erläuterungen 
g = bislang gültige Prozent-Grenze  (vor dem erstmaligen Wechsel des  
   Beschäftigungsgrades beträgt diese immer 75 %)  
b = aufgrund des Wechsels des Beschäftigungsgrades geändertes Gehaltsniveau 
       auf Basis des ursprünglichen Beschäftigungsgrades (= 100) 
m1 = Zeitraum, für den die bisherige Prozent-Grenze maßgebend war 
m2 = Zeitraum, für den die neue Prozent-Grenze maßgebend ist 
n = Gesamtlaufzeit des Dienst- oder sonstigen Rechtsverhältnisses 
 
Beispiel 
Der Versorgungsberechtigte N hat 20 Jahre ein (volles) Gehalt von monatlich 
1.000 € (maßgebende Bezugsgröße) bezogen. Die letzten 5 Jahre bis zum Eintritt in 
den Ruhestand erhält er aufgrund des Wechsels in ein 
Teilzeitbeschäftigungsverhältnis nur noch 50 % der vollen Bezüge. 
 
Aufgrund der Änderung des Gehaltsniveaus ist die 75 %-Grenze auf den Grenzwert 
G wie oben anzupassen. Ab dem dem Wechsel des Beschäftigungsgrades folgenden 
Bilanzstichtag ergibt sich der folgende prozentuale Grenzwert in Bezug auf das 
maßgebende (fiktive) volle Gehalt von 1.000 €: 
 
G = [ 75 x (20/25)] + [ 75 x (50/100) x (5/25)] = [60] + [7,5] = 67,5 %  
 

2. Steuerrechtliche Folgen bei Verstoß gegen das Stichtagsprinzip nach § 4d Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 Satz 1 Buchstabe b und c EStG oder § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG  
 

 
20 Ist von einer unzulässigen Vorwegnahme künftiger Einkommens- und 

Lohnentwicklungen auszugehen, kann die Verpflichtung beim Betriebsausgabenabzug 
nach § 4d EStG oder bei der Bewertung der Pensionsrückstellung nach § 6a EStG nur 
insoweit berücksichtigt werden, wie sie die 75 %-Grenze (Randnummer 7) nicht 
überschreitet. 
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Ehegatten und in einem anderen Rechtsverhältnis stehende Versorgungsberechtigte 
 

21 Die Grundsätze über die steuerliche Anerkennung von Aufwendungen für die betriebli-
che Altersversorgung der mitarbeitenden Ehegatten bleiben unberührt.  
 

22 Die dargestellten Regelungen gelten auch für Zusagen an Pensionsberechtigte, die in 
einem anderen Rechtsverhältnis als einem Dienstverhältnis stehen. 
 

VI.  Zeitliche Anwendung 
 
23 Die Grundsätze dieses Schreibens gelten für alle noch offenen Fälle. Die sog. Verein-

fachungsregelung (Aufwendungen des Versorgungsverpflichteten übersteigen nicht 30 % 
der Stichtagsbezüge, vgl. u. a. BFH-Urteil vom 16. Mai 1995, BStBl II S. 873, und Urteil 
I R 70/03 vom 31. März 2004, a. a. O., mit weiteren Nachweisen) ist letztmals für 
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2005 beginnen.  

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 

 

Im Auftrag 

gez. Müller-Gatermann  
 



Gesellschafter-Geschäftsführer, Verzicht auf Pensionsanwartschaft ggü.
seiner Kapitalgesellschaft (HaufeIndex: 2315328)

FinMin Nordrhein-Westfalen, 17.12.2009, S 2743 - 10 - V B 4
Verzichtet ein Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH auf eine Pensionszusage, die nach den in R 38 KStR
und H 38 KStH genannten Kriterien zu einer Minderung des Einkommens der GmbH geführt hat, so ergeben sich
folgende Auswirkungen:

1.Die GmbH hat die nach § 6a EStG gebildete Pensionsrückstellung in ihrer Steuerbilanz
erfolgswirksam aufzulösen.

1.

2.Der Verzicht auf die Pensionszusage ist regelmäßig durch das Gesellschaftsverhältnis
veranlasst, weil ein Nichtgesellschafter der Gesellschaft diesen Vermögensvorteil
(entschädigungsloser Wegfall einer Pensionsverpflichtung) nicht eingeräumt hätte. Eine
betriebliche Veranlassung des Verzichts auf die Pensionszusage ist nach allgemeinen
Grundsätzen nur anzunehmen, wenn auch ein Fremdgeschäftsführer auf die Pensionszusage
verzichten würde.

2.

3.Im Fall der gesellschaftsrechtlichen Veranlassung des Pensionsverzichts liegt eine verdeckte
Einlage in Höhe des Teilwerts der Pensionsanwartschaft vor (BFH-Beschluss vom 9.6.1997,
GrS 1/94, BStBl 1998 II S. 307 ; vom 15.10.1997, I R 58/93, BStBl 1998 II S. 305). Die
verdeckte Einlage ist außerbilanziell bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens in
Abzug zu bringen. Der Teilwert der verdeckten Einlage ist nicht nach § 6a EStG, sondern unter
Beachtung der allgemeinen Teilwertermittlungsgrundsätze im Zweifel nach den
Wiederbeschaffungskosten zu ermitteln. Demnach kommt es darauf an, welchen Betrag der
Gesellschafter zu dem Zeitpunkt des Verzichts hätte aufwenden müssen, um eine gleich hohe
Pensionsanwartschaft gegen einen vergleichbaren Schuldner zu erwerben. Dabei kann die
Bonität des Forderungsschuldners berücksichtigt werden. Außerdem kann von Bedeutung sein,
ob die Pension unverfallbar ist oder ob sie voraussetzt, dass der Berechtigte bis zum
Pensionsfall für den Verpflichteten nicht selbstständig tätig ist (BFH vom 15.10.1997, a.a.O.).

3.

4.In Höhe des Teilwerts der verdeckten Einlage liegt beim Gesellschafter-Geschäftsführer ein
Zufluss von Arbeitslohn vor.

4.

5.Die verdeckte Einlage führt zu nachträglichen Anschaffungskosten auf die GmbH-Anteile (§ 6
Abs. 6 Satz 2 EStG, zum Betriebsvermögen gehörende Anteile; BFH-Urteil vom 12.2.1980,
VIII R 114/77, BStBl 1980 II S. 494, zu Anteilen i.S.d. § 17 EStG).

5.

Diese Grundsätze gelten entsprechend, wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer nur auf einen Teil seiner
Pensionsanwartschaft verzichtet.

Beispiel:

Gemäß den Bestimmungen der Pensionszusage vom 16.1.1990 wurden dem Gesellschafter-Geschäftsführer
folgende Versorgungsanwartschaften eingeräumt:

monatliche Altersrente in Höhe von 6.300 EUR,
monatliche Berufsunfähigkeitsrente in Höhe von 6.300 EUR.

In einer Änderungsvereinbarung zur Pensionszusage zwischen der GmbH und dem Gesellschafter-
Geschäftsführer vom 1.8.2008 werden diese Anwartschaften auf jeweils 3.200 EUR reduziert. In der
Änderungsvereinbarung wird dargestellt, dass es sich bei den Beträgen in Höhe von 3.200 EUR um
„einvernehmlich als unverfallbar festgestellte Anwartschaften” handele und ein weiteres Anwachsen von
Versorgungsanwartschaften ab dem 1.8.2008 nicht mehr stattfinde. Künftig zu erdienende
Versorgungsanwartschaften („future service”) würden einvernehmlich auf 0 EUR herabgesetzt.

Auswirkungen:

1.Die Pensionsrückstellung ist bis zur Höhe des Teilwerts nach § 6a Abs. 3 Satz 2 EStG
aufzulösen, der sich auf den Bilanzstichtag nach dem Teilverzicht ergeben hätte, wenn von
Anfang an nur eine Pension in der später reduzierten Höhe zugesagt worden wäre. Nach dem
Grundsatz des § 6a EStG, die Pensionsrückstellung bis zum vertraglich vereinbarten
Pensionsalter gleichmäßig aufzubauen, ist ein Verzicht nur auf den „future service” mit der
Folge des Einfrierens der bereits gebildeten Pensionsrückstellung nicht möglich.

1.

2.Es liegt eine verdeckte Einlage vor, weil ein Nichtgesellschafter im Regelfall eine2.
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Reduzierung seiner Pensionsanwartschaft ohne Gegenleistung nicht vereinbart hätte. Für die
Frage, ob eine verdeckte Einlage vorliegt, ist unerheblich, in welcher Höhe die
Pensionsanwartschaft zum Zeitpunkt des Verzichts in der Änderungsvereinbarung zur
Pensionszusage von den Vertragsparteien als „erdient” bzw. „unverfallbar” bezeichnet wird.
Die Anwartschaft stellt einen einheitlichen Vermögensvorteil dar. Verzichtet der
Gesellschafter-Geschäftsführer auf einen Teil der ihm zugesagten Versorgungsbezüge (z.B. auf
3.100 EUR monatlich ab Eintritt des Versorgungsfalls), so betrifft dieser Verzicht sowohl den
bereits erdienten als auch den noch nicht erdienten Teil der Anwartschaft. Eine Aufteilung der
Anwartschaft in der Weise, dass ein Verzicht nur auf den nicht erdienten Teil angenommen
werden könnte, ist im Hinblick auf die Einheitlichkeit dieses Vermögensvorteils
ausgeschlossen.
3.Bei der Ermittlung des Teilwerts der verdeckten Einlage ist nach den o.g. Grundsätzen des
BFH-Urteils vom 15.10.1997 (a.a.O.) darauf abzustellen, wie hoch zum Zeitpunkt des
Teilverzichts die Wiederbeschaffungskosten für den Differenzbetrag zwischen der ursprünglich
zugesagten und der reduzierten Versorgung sind.

3.

Normenkette
EStG § 6a;

KStR R 38;

KStH H 38

 

Dokument 2315328

2 von 2 26.10.2015 11:15



Rückstellungen für Pensionszusagen (HaufeIndex: 2744398)

OFD Niedersachsen, 15.6.2011, S 2742 - 202 - St 242
Verzicht eines Gesellschafter-Geschäftsführers auf eine Pensionsanwartschaft gegenüber seiner

Kapitalgesellschaft als verdeckte Einlage; Verzicht auf den sog. „future service”

Bei Eintritt einer finanziellen Krise einer Kapitalgesellschaft wird häufig durch den Gesellschafter-Geschäftsführer
ganz oder teilweise auf eine bestehende Pensionsanwartschaft verzichtet. Hinsichtlich der allgemeinen
steuerlichen Folgen wird auf KSt-Kartei § 8 KStG, Karte F 1 verwiesen.

Im Fall einer gesellschaftsrechtlichen Veranlassung des Verzichts auf die Pensionszusage ist bei dem
Gesellschafter-Geschäftsführer ein steuerlicher Zufluss des werthaltigen Teils der erdienten Anwartschaft sowie
die Leistung einer verdeckten Einlage in entsprechender Höhe in die Kapitalgesellschaft anzunehmen. Die
Kapitalgesellschaft hat als Wert der Einlage den tatsächlichen Wert der Forderung, nicht ihren Nennbetrag und
auch nicht den als Verbindlichkeit passivierten Betrag anzusetzen (vgl. BFH-Beschluss vom 9.6.1997, BStBl 1998
II S. 307).

Die beteiligten Parteien sind bestrebt, den Eintritt dieser Rechtsfolgen durch einen auf den sog. „future service”
beschränkten Verzicht zu vermeiden. Es wird mit dem Gesellschafter-Geschäftsführer eine
Änderungsvereinbarung über die ihm zugesagte Altersversorgung derart getroffen, dass in Zukunft ein weiteres
Anwachsen der Pensionsanwartschaft nicht mehr stattfindet, mithin künftig zu erdienende
Pensionsanwartschaften auf 0 EUR herabgesetzt werden. Dabei wird die zugesagte Altersversorgung im Ergebnis
auf den bereits bestehenden, im Rahmen des sog. „past service” bereits erdienten Anspruchs reduziert. Auf
diesen Anspruch wird nicht verzichtet.

Ein derartiger Vorgang ist nach Beschluss der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder wie folgt
steuerlich zu behandeln:

1. Auch ein Verzicht auf den „future service” führt dem Grunde nach zu einer verdeckten Einlage und kann
entsprechend grundsätzlich zu einem Zufluss bei dem Gesellschafter-Geschäftsführer führen. Es ist allerdings im
Einzelfall zu prüfen, in welcher Höhe eine verdeckte Einlage vorliegt. Es kommt für die Bewertung der
verdeckten Einlage nicht darauf an, ob sich die Vereinbarung auf künftig noch zu erdienende
Versorgungsanwartschaften bezieht, sondern ausschließlich auf die betragsmäßige Reduzierung der
Pensionsanwartschaft. Es ist dabei nicht ausgeschlossen, dass die Vereinbarung versicherungsmathematisch so
austariert ist, dass es zu einer verdeckten Einlage in die Kapitalgesellschaft mit einem Wert von 0 EUR kommt.
Dies kann dann der Fall sein, wenn der Barwert der nach Abgabe der Verzichtserklärung verbleibenden,
reduzierten Pensionsanwartschaft den bis zum Verzichtszeitpunkt bereits erworbenen Ansprüchen
(Gegenwartswert der bisher zugesagten, ungekürzten Pensionsanwartschaft [= Summe der verzinsten
Jahresnettoprämien] bzw. ggf. ratierlicher [m/n-tel] Anwartschaftsbarwert) entspricht. Eine derartige Gestaltung
liegt im Regelfall vor, so dass der Verzicht auf den sog. „future service” regelmäßig keine negativen steuerlichen
Konsequenzen, insbesondere keinen Zufluss von Arbeitslohn beim Gesellschafter-Geschäftsführer nach sich zieht.

Als erdienter Teil der bisherigen Versorgungszusage gilt bei einer Leistungszusage oder einer
beitragsorientierten Leistungszusage an einen Gesellschafter-Geschäftsführer, dessen Vergütungen dem
steuerlichen Nachzahlungsverbot unterliegen, mindestens der Teilanspruch aus den bisher versprochenen
Versorgungsleistungen, der dem Verhältnis der von einer Pensionszusage begleiteten Dauer des
Dienstverhältnisses bis zum Änderungszeitpunkt einerseits und bis zu der in der Pensionszusage vorgesehenen
festen Altersgrenze andererseits entspricht (= ratierlicher [m/n-tel] Anwartschaftsbarwert). Bei nicht
beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern tritt an die Stelle der erstmaligen Erteilung einer
Pensionszusage der Beginn des Dienstverhältnisses.

Liegt der bisherigen Pensionszusage eine ernsthaft vereinbarte Umwandlung anderweitig vereinbarten und
steuerlich anzuerkennenden Barlohns zugrunde, gilt als erdienter Teil die bis zum Änderungszeitpunkt erreichte
Anwartschaft auf Leistungen aus den bis dahin umgewandelten Entgeltbestandteilen (= voller
Anwartschaftsbarwert).

2. Die in der Bilanz der Kapitalgesellschaft passivierte Pensionsrückstellung ist demgegenüber auf der Basis der
abgesenkten Pensionszusage neu zu berechnen. Da nach den Regelungen des § 6a EStG die Pensionsrückstellung
auf die Zeit vom Diensteintritt bis zum Eintritt in die Leistungsphase zu verteilen ist, ergibt sich ggf. im Jahr des
Verzichts eine Korrektur der bestehenden Rückstellung. Der Auflösungsbetrag der Pensionsrückstellung ist für
die Bewertung der verdeckten Einlage allerdings nicht maßgeblich (vgl. BFH a.a.O.).

Das bisherige Karteiblatt (Kontrollnummer 859) ist durch dieses Karteiblatt zu ersetzen.
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Normenkette
KStG § 8;

EStG § 6a
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